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FPÖ fordert radikalen U-Ausschuss: ÖVP
im Fokus der Ermittlungen!

FPÖ beantragt Untersuchungsausschuss im Nationalrat zur
ÖVP. Zentrale Themen: Tod von Christian Pilnacek und

Corona-Maßnahmen.

Wien, Österreich - Die politische Landschaft in Österreich wird
derzeit von einem neuen Vorstoß der Freiheitlichen Partei
Österreichs (FPÖ) geprägt. Am Mittwoch stellte die FPÖ in einer
Sondersitzung des Nationalrats einen Antrag auf Einberufung
eines Untersuchungsausschusses. Der Generalsekretär der FPÖ,
Christian Hafenecker, begründet diesen Schritt mit der
Behauptung eines „tiefen schwarzen Staates“ in der
Österreichischen Volkspartei (ÖVP). Im Fokus des
Untersuchungsausschusses stehen der Tod des ehemaligen
Justiz-Sektionschefs Christian Pilnacek sowie die
Coronamaßnahmen der Bundesregierung.

Hafenecker behauptet, dass die FPÖ die Hintergründe rund um



den mysteriösen Tod Pilnaceks aufklären möchte. Besondere
Bedenken äußert er zum Umgang mit den digitalen Geräten des
Verstorbenen und der abrupten Beendigung der Ermittlungen.
Darüber hinaus wirft er der Regierung vor, Polizei und Justiz
während der Corona-Pandemie als verlängerte Arme der
Regierung zu missbrauchen. „Die Polizei und Justiz werden zur
Regierungshandlungsmacht“, so Hafenecker, der die aktuelle
Situation als bedenklich beschreibt.

Vorwürfe gegen die ÖVP

Im Rahmen der Diskussion hat die FPÖ auch Vorwürfe gegen die
ÖVP erhoben. Laut Hafenecker zeigt die ÖVP ein Muster der
Einschüchterung gegenüber Kritiken. Diese politisch motivierte
Einschüchterung, so der FPÖ-Generalsekretär, ist Ausdruck eines
autoritären Stiles. Die FPÖ sieht sich in der Rolle, das Vertrauen
der Bürger in Staat und Exekutive wiederherzustellen, nachdem
diese wie „Staatsfeinde“ behandelt worden sind.

Der Bundeskanzler, Christian Stocker, der der ÖVP angehört, hat
sich bereits als erste Person für eine Aussage im U-Ausschuss
bereit erklärt. Inzwischen äußerte sich auch Alexander Pröll,
Staatssekretär in der ÖVP, und kritisierte den FPÖ-Antrag als den
Missbrauch von Anfrageserien. laut Pröll sei die FPÖ für
Verschwörungstheorien und die Empfehlung eines
Entwurmungsmittels verantwortlich.

Politische Reaktionen und Unklarheiten

Die politischen Reaktionen auf den Antrag sind geteilt. Während
die SPÖ durch Maximilian Köllner Bedenken bezüglich der
rechtlichen Zulässigkeit des Antrags äußert und vor einem
Rachefeldzug warnt, zeigen die Grünen, repräsentiert durch
Sigrid Maurer, Interesse an der Thematik. Maurer bezeichnet die
Ermittlungen als aufklärungswürdig, kritisiert jedoch die Auswahl
der Untersuchungsgegenstände.

Douglas Hoyos-Trauttmansdorff von den NEOS hat sich ebenfalls



geäußert und macht eine Beteiligung am U-Ausschuss davon
abhängig, dass ein klarer „Roter Faden“ erkennbar ist. Der
Antrag wird nun dem Geschäftsordnungsausschuss des
Nationalrats zugewiesen, um dessen Zulässigkeit zu prüfen. Ein
Termin dafür steht jedoch noch nicht fest.

Korrektur und Korruption im politischen
Diskurs

Im Kontext dieser Entwicklungen ist das Thema der politischen
Korruption in Österreich keineswegs neu. Laut Analysen wird
Korruption oft mit der Herrschaft der Parteien und unsachlicher
Personalpolitik in Verbindung gebracht. Diese Vorfälle werfen
Fragen über die Integrität des politischen Systems auf und
zeigen, wie Korruption in allen Gesellschaftsbereichen
vorkommen kann, was das Vertrauen der Bürger in die
Institutionen untergräbt. Dies stellt eine Herausforderung dar,
die für einen demokratischen Staat wichtig ist, um nicht nur
Vertrauen aufzubauen, sondern auch effektive und gerechte
Governance zu gewährleisten.

Die FPÖ sieht in ihrem Antrag den Anlass, tiefere Strukturen
aufzudecken, die möglicherweise von Korruption durchzogen
sind. Der Untersuchungsausschuss könnte somit nicht nur Licht
ins Dunkel bringen, sondern auch der Debatte über Korruption
und deren Bekämpfung in Österreich neuen Schwung verleihen.
Es bleibt abzuwarten, welche Folgen dieser Vorstoß für die
politische Szene in Österreich haben wird.

Für weitere Informationen lesen Sie die Berichte von oe24, 
meinbezirk sowie bpb.
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